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2017/2024
Gesetz 

zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung in Schleswig-Holstein im Jahr 2024
Vom 19. Juli 2024

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Besoldungsgesetzes 

Schleswig-Holstein mit Wirkung 
vom 1. Januar 20231)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Fe-
bruar 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 87), wird wie folgt 
geändert:

1. § 45a erhält folgende Fassung:

„§ 45a 
Familienergänzungszuschlag

(1) Unterschreitet das Nettoeinkommen der für die 
im Familienzuschlag nach § 44 berücksichtigten 
ersten und zweiten Kinder unterhaltspflichtigen 
Eheleute, Lebenspartner oder Elternteile die für 
die Herstellung eines Abstands zur Grundsiche-
rung in Höhe von 15 Prozent notwendige Net-
tosumme der Besoldung der Beamtin oder des 
Beamten nach Anlage 10, wird ein kindbezogener 
monatlicher Familienergänzungszuschlag nach 
Anlage 10 gewährt. Das für die Errechnung des 
Familienergänzungszuschlags maßgebende Net-
toeinkommen nach Anlage 10 ergibt sich aus 
dem Gesamtbetrag der Einkünfte im Sinne des 
§ 2 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Okto-
ber 2009 (BGBl. I. S. 3366, ber. S. 3862), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108), abzüg-
lich Einkommensteuer und der Beträge einer die 

1) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-20

Beihilfe ergänzenden Krankenversicherung unter 
Hinzurechnung des zustehenden Kindergeldes 
im Sinne des Zehnten Abschnitts des Einkom-
mensteuergesetzes oder der Vorschriften des 
Bundeskindergeldgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I. 
S. 142, ber. S. 3177), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2328).

(2) Für das dritte Kind und weitere Kinder, für die 
Familienzuschlag gewährt wird, wird ein monatli-
cher Familienergänzungszuschlag nach Anlage 10 
gewährt, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte im 
Sinne des § 2 Absatz 3 des Einkommensteuergeset-
zes der unterhaltspflichtigen Ehepartnerin oder des 
Ehepartners, Lebenspartnerin oder Lebenspartners 
der Beamtin oder des Beamten oder eines anderen 
unterhaltspflichtigen Elternteils im Kalenderjahr 
folgende Höchstgrenzen unterschreitet:

1. 6.500,00 Euro bei drei Kindern,

2. 13.000,00 Euro bei vier Kindern,

3. 19.500,00 Euro bei fünf Kindern,

4. 26.000,00 Euro bei sechs Kindern,

5. 34.250,00 Euro bei sieben Kindern,

6. 43.000,00 Euro bei acht Kindern,

7. 52.650,00 Euro bei neun Kindern.

Für jedes weitere Kind erhöht sich die Höchst-
grenze um 9.650,00 Euro.

(3) § 44 Absatz 8 gilt entsprechend.

(4) Ein Familienergänzungszuschlag wird nur ge-
währt, wenn Anspruch auf Grundgehalt besteht.“

2. Anlage 10 erhält folgende Fassung:
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Artikel 2 
Änderung des Gesetzes über die Gewährung 

jährlicher Sonderzahlungen mit Wirkung 
vom 1. Januar 20232)

Das Gesetz über die Gewährung jährlicher Sonder-
zahlungen vom 12. November 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 21. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. 597), wird wie 
folgt geändert:

Nach § 7 wird folgender neuer § 7a eingefügt:

„§ 7a 
Einmaliger Zusatzbetrag für Kinder 

im Jahr 2023

Der oder dem Berechtigten wird unter entspre-
chender Anwendung des § 7 für jedes im Monat 
Dezember des Jahres 2023 im Familienzuschlag 
berücksichtigte Kind ein einmaliger Zusatzbetrag 
in Höhe von 250 Euro gewährt. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn ein Unterschiedsbetrag nach 
§ 57 des Beamtenversorgungsgesetzes Schleswig-
Holstein vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 15. Dezember 2023 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 645), gewährt wurde. Sind die Anspruchsvoraus-
setzungen nur deshalb nicht erfüllt, weil wegen einer 
Elternzeit kein Anspruch auf Bezüge bestand, ist dies 
unschädlich; § 44 Absatz 5 des Besoldungsgesetzes 
Schleswig-Holstein gilt entsprechend.“

2) Ändert Ges. vom 12. November 2003, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-11

Artikel 3

Änderung des Besoldungsgesetzes 
Schleswig-Holstein mit Wirkung 

vom 1. Januar 20243)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird wie 
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift zu § 17a wird die Angabe 
„1. Dezember 2022“ durch die Angabe „1. Ja-
nuar 2024“ ersetzt.

b) Die Angabe zu § 17b wird gestrichen.

2. § 17a wird wie folgt gefasst:

„§ 17a 
Anpassung der Besoldung zum 1. Januar 2024

Ab 1. Januar 2024 erhöhen sich um 1 % die 
Grundgehaltssätze

1. der Besoldungsgruppen in der Besoldungsord-
nung A sowie

2. der Besoldungsgruppen R 1 und R 2

bis einschließlich der jeweils vierten mit einem 
Grundgehaltsbetrag belegten Erfahrungsstufen 
der einzelnen Besoldungsgruppen.“

3. § 17b wird aufgehoben.

4. § 45a Absatz 2 wird wie folgt geändert:

3) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-20
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a) In Nummer 2 wird die Angabe „13.000,00 Euro“ 
durch die Angabe „14.250,00 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird die Angabe „19.500,00 Euro“ 
durch die Angabe „23.250,00 Euro“ ersetzt.

c) In Nummer 4 wird die Angabe „26.000,00 Euro“ 
durch die Angabe „32.850,00 Euro“ ersetzt.

d) In Nummer 5 wird die Angabe „34.250,00 Euro“ 
durch die Angabe „43.200,00 Euro“ ersetzt.

e) In Nummer 6 wird die Angabe „43.000,00 Euro“ 
durch die Angabe „53.900,00 Euro“ ersetzt.

f) In Nummer 7 wird die Angabe „52.650,00 Euro“ 
durch die Angabe „64.600,00 Euro“ ersetzt.

g) In Satz 2 wird die Angabe „9.650,00 Euro“ 
durch die Angabe „10.700,00 Euro“ ersetzt.

5. Anlage 5 Nummer 1 erhält folgende Fassung:
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Artikel 4 
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Schleswig-Holstein mit Wirkung 
vom 1. Januar 20244)

Das Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 645), wird 
wie folgt geändert:

§ 80a wird wie folgt gefasst:

„§ 80a 
Erhöhung der Versorgungsbezüge

(1) Für Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger gilt die Erhöhung nach Artikel 3 

4) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-22

Nummer 2 des Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sungsgesetzes 2024 vom 19. Juli 2024 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 649, 651) entsprechend für die dort 
genannten Grundgehaltssätze, sofern diese Grundlage 
der Versorgung sind.

(2) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grund-
gehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 zugrunde 
liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab 1. Januar 
2024 um 67,33 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemer-
kung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der 
Bundesbesoldungsordnungen A und B in der bis 
zum 29. Februar 2012 geltenden Fassung oder nach 
§ 47 Nummer 1 Buchstabe a oder b oder Nummer 2 
SHBesG bei Eintritt in den Ruhestand nicht zugrunde 
gelegen hat.
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(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für das 
Altersgeld und Hinterbliebenenaltersgeld nach Ab-
schnitt XIIa.“

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über die Gewährung 

jährlicher Sonderzahlungen mit Wirkung 
vom 1. Januar 20245)

Das Gesetz über die Gewährung jährlicher Sonder-
zahlungen vom 12. November 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 2 dieses 
Gesetzes, wird wie folgt geändert:

Nach § 7a wird folgender neuer § 7b eingefügt:

„§ 7b 
Einmaliger Zusatzbetrag für Kinder 

im Jahr 2024

Der oder dem Berechtigten wird unter entsprechender 
Anwendung des § 7 für jedes im Monat Dezem-
ber des Jahres 2024 im Familienzuschlag berück-
sichtigte Kind ein einmaliger Zusatzbetrag in Höhe 
von 250 Euro gewährt. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn ein Unterschiedsbetrag nach § 57 des Beam-
tenversorgungsgesetzes Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom19. Juli 
2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 649, 656), gewährt wurde. 
Sind die Anspruchsvoraussetzungen nur deshalb nicht 
erfüllt, weil wegen einer Elternzeit kein Anspruch 
auf Bezüge bestand, ist dies unschädlich; § 44 Ab-
satz 5 des Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein 
gilt entsprechend.“

Artikel 6 
Weitere Änderung des Beamtenversorgungs-

gesetzes Schleswig-Holstein6)

Das Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 dieses Gesetzes, 
wird wie folgt geändert:

In § 70 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und 
§ 72 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird jeweils nach 
dem Wort „Rechtsstaates“ das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt und werden nach dem Wort „Sicher-
heit“ die Wörter „oder Volksverhetzung“ eingefügt.“

Artikel 7 
Änderung des Besoldungsgesetzes 

Schleswig-Holstein zum 1. November 20247)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 dieses Gesetzes, wird wie 
folgt geändert:

5) Ändert Ges. vom 12. November 2003, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-11

6) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-22

7) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-20

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Überschrift zu 
§ 17a die Angabe „1. Januar 2024“ durch die 
Angabe „1. November 2024“ ersetzt.

2. § 17a wird wie folgt gefasst:

„§ 17a 
Anpassung der Besoldung zum 

1. November 2024

(1) Ab 1. November 2024 erhöhen sich um 
200 Euro

1. die Grundgehaltssätze,

2. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze),

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen 
und Besoldungsgruppen der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer,

b) in den Regelungen über künftig wegfallende 
Ämter.

(2) In Ergänzung zu der Anpassung gemäß Ab-
satz 1 erhöhen sich ab 1. November 2024 um 
5,5 %

1. die Grundgehaltssätze,

2. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze),

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen 
und Besoldungsgruppen der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer,

b) in den Regelungen über künftig wegfallende 
Ämter.

(3) Ab 1. November 2024 erhöhen sich um 
10,52 %

1. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter 
und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie fest-
gesetzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse 
nach fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

2. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüs-
se zum Grundgehalt nach den Nummern 1 
und 2 und die allgemeine Stellenzulage nach 
Nummer 2 Buchstabe b der Vorbemerkungen 
der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung,

3. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Auf-
wandsentschädigungen und von anderen Bezü-
gen nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes 
vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Februar 2006 
(BGBl. I S. 334),

4. die Anrechnungsbeträge nach Artikel 14 § 4 
Absatz 2 des Reformgesetzes,

5. die Beträge der Amtszulagen nach Anlage 2 
der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 785) über-
geleiteten Verordnung zur Überleitung in die 
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im Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern geregelten Ämter und über die 
künftig wegfallenden Ämter vom 1. Oktober 
1975 (BGBl. I S. 2608), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 27. April 2022 
(GVOBl. Schl.-H. S. 526).

(4) Der Familienzuschlag nach Anlage 6 wird um 
10,52 % erhöht.

(5) Die Anwärtergrundbeträge nach Anlage 7 
werden um 150 Euro erhöht.

(6) Die Amtszulagen sowie die Stellenzulagen 
nach Anlage 8 werden um 10,52 % erhöht.

(7) Die Funktionsleistungsbezüge nach Anlage 9 
werden um 10,52 % erhöht.“

3. Die Anlagen 5 bis 9 erhalten folgende Fassung:
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Artikel 8 
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 
Schleswig-Holstein zum 1. November 20248)

Das Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 dieses Gesetzes, 
wird wie folgt geändert:

1. § 39 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Liegt infolge des Dienstunfalles ein Grad 
der Schädigungsfolgen von mindestens 20 län-
ger als sechs Monate vor, so erhält die oder der 
Geschädigte, solange dieser Zustand andauert, 
neben den Dienstbezügen, den Anwärterbezügen 
oder dem Ruhegehalt einen Unfallausgleich in 
nachstehender Höhe:

Grad der Schädigungsfolgen bis Betrag
25 155,83 Euro,
30 188,99 Euro,
40 257,51 Euro,
50 423,29 Euro,
60 476,34 Euro,
70 654,28 Euro,
80 780,27 Euro,
90 939,42 Euro,
100 1.043,31 Euro.

„

2. § 58 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 wird die Angabe „3,01“ durch die 
Angabe „3,33“ ersetzt.

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „1,01“ durch 
die Angabe „1,12“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „0,74“ durch 
die Angabe „0,82“ ersetzt.

3. In § 59 Absatz 3 wird die Angabe „1,99“ durch 
die Angabe „2,20“ ersetzt.

4. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 Buchstabe a wird die 
Angabe „2,99“ durch die Angabe 
„3,30“ ersetzt.

bbb) In Nummer 1 Buchstabe b wird die 
Angabe „2,53“ durch die Angabe 
„2,80“ ersetzt.

ccc) In Nummer 1 Buchstabe c wird die 
Angabe „2,09“ durch die Angabe 
„2,31“ ersetzt.

8) Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-22

ddd) In Nummer 2 Buchstabe a wird die 
Angabe „2,09“ durch die Angabe 
„2,31“ ersetzt.

eee) In Nummer 2 Buchstabe b wird die 
Angabe „1,79“ durch die Angabe 
„1,98“ ersetzt.

fff) In Nummer 2 Buchstabe c wird die 
Angabe „1,46“ durch die Angabe 
„1,61“ ersetzt.

ggg) In Nummer 3 Buchstabe a wird die 
Angabe „1,29“ durch die Angabe 
„1,43“ ersetzt.

hhh) In Nummer 3 Buchstabe b wird die 
Angabe „1,09“ durch die Angabe 
„1,20“ ersetzt.

iii)   In Nummer 3 Buchstabe c wird die 
Angabe „0,89“ durch die Angabe 
„0,98“ ersetzt.

jjj)   In Nummer 4 Buchstabe a wird die 
Angabe „0,79“ durch die Angabe 
„0,87“ ersetzt.

kkk) In Nummer 4 Buchstabe b wird die 
Angabe „0,68“ durch die Angabe 
„0,75“ ersetzt.

lll)   In Nummer 4 Buchstabe c wird die 
Angabe „0,57“ durch die Angabe 
„0,63“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „2,99“ durch 
die Angabe „3,30“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „1,01“ 
durch die Angabe „1,12“ ersetzt.

5. § 80a wird wie folgt gefasst:

„§ 80a 
Erhöhung der Versorgungsbezüge

(1) Für Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger gilt die Erhöhung nach Artikel 7 
Nummer 2 des Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sungsgesetzes 2024 vom 19. Juli 2024 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 649, 657) entsprechend für die dort 
genannten Bestandteile. Die Versorgungsbezüge, 
die in festen Beträgen festgesetzt sind, werden 
zum 1. November 2024 um 10,52 % erhöht.

(2) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern, deren Versorgungsbezügen ein 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 
zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt 
ab 1. November 2024 um 74,41 Euro, wenn ihren 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage 
nach Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buch-
stabe a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A 
und B in der bis zum 29. Februar 2012 geltenden 
Fassung oder nach § 47 Nummer 1 Buchstabe a 
oder b oder Nummer 2 SHBesG bei Eintritt in den 
Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat.
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(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für das 
Altersgeld und Hinterbliebenenaltersgeld nach 
Abschnitt XIIa.“

6. In § 82a Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „1,01“ 
durch die Angabe „1,12“ ersetzt.

Artikel 9
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung 

zum 1. November 20249)

Die Erschwerniszulagenverordnung vom 3. Dezember 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 544), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. April 2022 
(GVOBl. Schl.-H. S. 526), wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „3,81 Euro“ 
durch die Angabe „4,21 Euro“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „0,79 Euro“ 
durch die Angabe „0,87 Euro“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „1,54 Euro“ 
durch die Angabe „1,70 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „4,71 Euro“ 
durch die Angabe „5,21 Euro“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „1,30 Euro“ 
durch die Angabe „1,44 Euro“ ersetzt.

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „2,86 Euro“ durch 
die Angabe „3,16 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „11,84 Euro“ 
durch die Angabe „13,09 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 1 wird die Angabe „14,36 Euro“ 
durch die Angabe „15,87 Euro“ ersetzt.

cc) In Satz 1 wird die Angabe „17,84 Euro“ 
durch die Angabe „19,72 Euro“ ersetzt.

dd) In Satz 1 wird die Angabe „22,99 Euro“ 
durch die Angabe „25,41 Euro“ ersetzt.

ee) In Satz 2 wird die Angabe „4,60 Euro“ 
durch die Angabe „5,08 Euro“ ersetzt.

3. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „0,51 Euro“ wird durch die Angabe 
„0,56 Euro“ ersetzt.

b) Die Angabe „62,05 Euro“ durch die Angabe 
„68,58 Euro“ ersetzt.

4. In § 12 Absatz 2 wird die Angabe „2,11 Euro“ 
durch die Angabe „2,33 Euro“ ersetzt.

5. § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

9) Ändert LVO vom 3. Dezember 2013, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr.  2032-20-4

a) In Satz 1 wird die Angabe „17,85 Euro“ durch 
die Angabe „19,73 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „14,36 Euro“ durch 
die Angabe „15,87 Euro“ ersetzt.

6. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „105,75 Euro“ 
durch die Angabe „116,87 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „63,46 Euro“ 
durch die Angabe „70,14 Euro“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „47,60 Euro“ 
durch die Angabe „52,61 Euro“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „37,00 Euro“ 
durch die Angabe „40,89 Euro ersetzt.

7. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „310,25 Euro“ 
durch die Angabe „342,89 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „155,13 Euro“ 
durch die Angabe „171,45 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe „103,42 Euro“ 
durch die Angabe „114,30 Euro“ ersetzt.

8. § 18 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „15,86 Euro“ 
durch die Angabe „17,53 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe „0,79 Euro“ 
durch die Angabe „0,87 Euro“ ersetzt.

Artikel 10
Änderung der Mehrarbeitsvergütungsverordnung 

zum 1. November 202410)

§ 4 der Mehrarbeitsvergütungsverordnung vom 
8. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 483), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 634), wird wie 
folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Vergütung beträgt je Stunde bei Beam-
tinnen und Beamten in den Besoldungsgruppen

A 5 bis A 8  18,36 Euro,

A 9 bis A 12 25,20 Euro,

A 13 bis A 16 34,75 Euro.“

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „21,21 Euro“ 
durch die Angabe „23,44 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe „26,27 Euro“ 
durch die Angabe „29,03 Euro“ ersetzt.

c) In Nummer 3 wird die Angabe „31,20 Euro“ 
durch die Angabe „34,48 Euro“ ersetzt.

10) Ändert LVO vom 8. Juni 2010, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-1-14
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d) In Nummer 4 wird die Angabe „36,46 Euro“ 
durch die Angabe „40,30 Euro“ ersetzt.

e) In Nummer 5 wird die Angabe „36,46 Euro“ 
durch die Angabe „40,30 Euro“ ersetzt.

Artikel 11
Inkrafttreten

(1) Artikel 1 und 2 treten mit Wirkung vom 1. Januar 
2023 in Kraft.

(2) Artikel 3 bis 5 treten mit Wirkung vom 1. Januar 
2024 in Kraft.

(3) Artikel 6 tritt am Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft.

(4) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. November 
2024 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel,19. Juli 2024

D a n i e l  G ü n t h e r 
Ministerpräsident

M o n i k a  H e i n o l d
Finanzministerin

2019/2024
Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes*)

Vom 19. Juli 2024
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 21. März 2024 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 178, 185), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe „§ 78 Ausscheiden aus dem 
Amt“ wird die Angabe „§ 78a Elternmitwirkung 
an Förderzentren ohne eigene Schülerinnen 
und Schüler“ eingefügt.

b) Die Angabe zu § 147 wird wie folgt gefasst:

„§ 147 gestrichen“.

c) Die Angaben zu §§ 148a bis 148c werden 
gestrichen.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

„Zum Bildungsauftrag der Schule gehört die 
Erziehung des jungen Menschen zur freien 
Selbstbestimmung in Achtung Andersden-
kender, zum politischen und sozialen Handeln 
und zur Beteiligung an der Gestaltung der Ar-
beitswelt und der Gesellschaft im Sinne der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung.“

b) Absatz 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„(5) Die Schule soll die Offenheit junger Men-
schen gegenüber menschlicher, kultureller und 
religiöser Vielfalt, den Willen zur Völkerverstän-

*) Ändert Ges. vom 24. Januar 2007, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 223-15

digung und die Friedensfähigkeit fördern. Sie 
soll die Schülerinnen und Schüler befähigen, 
zum friedlichen Zusammenleben der Menschen 
beizutragen, sich gegen Antisemitismus, Rassis-
mus und jede andere Form gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit einzusetzen sowie der 
Wiederbelebung oder Verbreitung nationalsozia-
listischen Gedankenguts und der Verherrlichung 
des nationalsozialistischen Herrschaftssystems 
entgegenzutreten. Sie soll den jungen Menschen 
ferner befähigen, die besondere Verantwortung 
und Verpflichtung Deutschlands in einem ge-
meinsamen Europa sowie die Bedeutung einer 
gerechten Ordnung der Welt zu erfassen.

(6) Die Schule schützt und fördert die Sprache 
der friesischen Volksgruppe und vermittelt 
Kenntnisse über deren Kultur und Geschichte.“

c) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 
eingefügt:

„(7) Die Schule fördert das Verständnis für 
die Bedeutung der Heimat, den Beitrag der 
nationalen Minderheiten und Volksgruppen 
zur kulturellen Vielfalt des Landes sowie den 
Respekt vor der Minderheit der Sinti und Roma. 
Sie pflegt die niederdeutsche Sprache.“

d) Die bisherigen Absätze 7 bis 14 werden die 
Absätze 8 bis 15.

e) In Absatz 12 Satz 2 werden die Wörter „Rauch- 
und Alkoholverbot“ durch die Wörter „Rauch-, 
Cannabis- und Alkoholverbot“ ersetzt.

3. Dem § 4a wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Digitale Lehr- und Lernformen können ferner 
an die Stelle des Präsenzunterrichts treten, wenn 
dies in der jeweiligen Schulartverordnung vorge-


